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-Es gilt das gesprochene Wort-

Meine sehr verehrten Damen und Herrn, 

ich danke Ihnen zunächst herzlich für die erneute Einladung, hierher nach Regensburg zu kommen. Ich freue mich, dass das Thema Sprachenvielfalt nicht nur bei Ihnen aktuell bleibt. Wie Sie vielleicht der Presse entnehmen konnten, hat sich auch der Bundestagspräsident dazu in der vergangenen Woche öffentlich geäußert. Anlass war die Absicht bestimmter Kreise in der EU-Kommission, die für den 16. Mai vorgesehenen Fortschrittsberichte zu Bulgarien und Rumänien nicht, wie bisher, auch in deutscher Sprache zu veröffentlichen. Dies ist inzwischen im Sinne der Deutschsprachigen entschieden - zum 16. Mai wird die deutsche Fassung in voller Länge vorliegen. Bedauerlich ist, dass es immer wieder erst erheblichen politischen Drucks bedarf, so etwas durchzusetzen.
Bei der letzten Veranstaltung in Sachen "Rolle der deutschen Sprache in der Zukunft der EU" hatte ich zum einen den voreuropäischen Raum, also unsere innerstaatlichen Bemühungen angesprochen, unsere Sprache attraktiver zu machen und dann den Bereich der europäischen Institutionen beleuchtet. Der frühere Außenminister Genscher war es wohl, der einmal sagte, dass man als Politiker mindestens dreimal dasselbe sagen muss, bevor die Leute anfangen es einem zu glauben. Angesichts des sachkundigen Publikums hier, will ich nur kurz und nur zum 2. Mal auf meine Thesen  vom letzten Mal eingehen und dann darstellen, was sich aus meiner Sicht seither verändert hat.
Ich hatte gesagt, dass ich die Sprache und die Möglichkeit ihrer Nutzung neben ihrer Funktion als Trägerin der Kultur vor allem auch als Instrument, Einfluss auszuüben betrachte und dass wir daher ein Interesse haben, dass unsere Sprache gesprochen oder zumindest verstanden wird, weil es uns die Arbeit erleichtert, politisch wie wirtschaftlich. 

Ich hatte dann insbesondere auf unsere eigenen sprachpolitischen Versäumnisse sowohl in der Anfangszeit der europäischen Integration als auch in der Zeitenwende ab dem Mauerfall hingewiesen, wo wir andere Prioritäten hatten,  als Wünsche nach Goethe-Instituten oder Deutsch-Lektoren im gewünschten Umfang zu befriedigen. Ich hatte weiterhin auf Möglichkeiten zur Sprachverbreitung verwiesen, von Sommer-Uni-versitäten bis hin zur Nutzung von Radiofrequenzen zur Ausstrahlung der Programme des Deutschlandfunks und der Deutschen Welle in anderen EU-Ländern und Drittstaaten. Alles meist brachliegende Bereiche, wo an der politischen Spitze weiterhin nicht interessenpolitisch, sondern finanzpolitisch argumentiert wird.
Im Anschluss hatte ich die Ist-Situation in den europäischen Institutionen dargestellt, die aus deutscher Sicht in den Verwaltungsstrukturen  für unsere Sprache unbefriedigend bleibt. Ich betonte hier die Verwaltungsstrukturen, weil auf der politischen Ebene, also bei Ministerratstagungen, natürlich Vollsprachenregime herrscht. Wir sind zwar "offizielle" Arbeitssprache neben englisch und französisch, aber nicht "faktische" Arbeitssprache. Dass man im Rat im "Ausschuss der Ständigen Vertreter" (AStV) oder "Coreper" auch deutsch reden kann und übersetzt bekommt ist die einzige positive Ausnahme. Als Arbeitssprache bleibt deutsch in der Kommission auf den - allerdings nicht unwichtigen - Status einer "Verfahrenssprache" reduziert, d.h., kein Beschluss der Kommission ergeht, so lange das Beschlussdokument nicht auch auf deutsch vorliegt. 

Ich hatte dann auf meine indirekte Strategie verwiesen, also statt deutsch administrativ auf dem Papier besser zu stellen, nach geeigneten Wegen zu suchen, mehr Deutschsprachige bzw. Deutschsprechende zu installieren, um auf diesem Weg unsere Sprache und Interessen besser zu wahren.

Und um das zu erreichen, war ich im Ergebnis zu der Auffassung gelangt, dass ich letztlich nur dann mehr qualifizierte Deutschsprachige in die Europäische Kommission bekomme, wenn ich es erreiche, dass sie für den internen Verwaltungssprachgebrauch nur Englisch als Voraussetzung mitbringen müssen, weil mir zu viele qualifizierte Bewerber von Patentrecht über Chemiepolitik bis hin zu Forschungszusammenarbeit schon deswegen nicht zur Verfügung stehen, weil sie zwar fachlich hervorragend sind, gut Englisch können aber nicht Französisch. Unsere Besten dürfen nicht am mangelnden Französisch scheitern, sondern müssen uns zur Verfügung stehen, um nach außen Deutsch hörbar und sichtbar zu machen, dadurch dass sie als Ansprechpartner zur Verfügung stehen, durch die Veröffentlichungen, die mit deren Zuarbeit gefälligst alle auf Deutsch zu erscheinen haben, auch beim Internetauftritt der Kommission, den diese dann bis zum letzten Link auch auf Deutsch aktuell halten können und auch bei den Projektanträgen, die auch auf  Deutsch beantragt und bearbeitet werden müssen. 
Deshalb, hatte ich gesagt, weil auch 90-95% derjenigen deutschen Beamten, die täglich nach Brüssel reisen, besser Englisch als Französisch sprechen, sehe ich mich im Gegensatz zu manchen Sprachwissenschaftlern auch nicht von Englisch bedroht, sondern betrachte Englisch, wie dargestellt, als Katalysator für einen stärkeren deutschen Einfluss in Brüssel, einfach, weil sich mehr Deutschsprachige bewerben und dann in Positionen kommen würden.

Und letztlich, was den Sprachgebrauch angeht, hatte ich gesagt, dass alles das, was hier diskutiert wird, der übergroßen Mehrheit unserer Menschen ziemlich egal ist. 95% werden Zeit ihres Lebens nie unmittelbaren Kontakt mit einer europäischen Institution haben, was in einigen Brüsseler Gebäuden gesprochen wird, interessiert sie nicht, solange sie bei Bedarf im Außenauftritt durch die EU in ihrer Muttersprache bedient werden. Das Interesse, für ihr eigenes berufliches Fortkommen Fremdsprachen zu lernen, bleibt davon unberührt und muss mit allen Mitteln gefördert werden.
Gestatten Sie mir nunmehr, Ihnen ein paar neue Zahlen im Vergleich zur letzten Veranstaltung vor der Erweiterung zu präsentieren. Und da hat es mit der Erweiterung 2004 deutliche Veränderungen gegeben: 
Innerhalb der EU-15 hatten 24% der Bürger Deutsch als Muttersprache, weitere 8% als Fremdsprache, das ergab insgesamt 32% Sprachanteil. Französisch als Muttersprache hatten 16%, weitere 12% als Fremdsprache, zusammen 28%. Englisch Muttersprache 16%, als Fremdsprache 31%, zusammen also 47%. 

Aus einer neuen Veröffentlichung des Eurobarometers der Europäischen Kommission „Europeans and Languages“ vom September 2005, die auch schon Rumänien und Bulgarien mit einbezieht, ergibt sich folgende Veränderung:

Danach haben 18% der Bürger Deutsch, 13% Englisch, 12% Französisch als Muttersprache. Als Fremdsprache verstehen 34% Englisch, 12% Deutsch, 11% Französisch.
Deutsch liegt damit nicht nur in der Muttersprache, sondern erstmals auch in der Fremdsprachenkompetenz vor Französisch.
Die Kombination Muttersprache+Fremdsprache ergibt dann folgende EU-weite Sprachkompetenz:

1. Englisch:
  47%

2. Deutsch:
  30%

3. Französisch:23%

Meine Konsequenz daraus: Es gibt in den Institutionen der EU und damit auch im Parlament weder ein Recht noch eine Rechtfertigung oder auch nur eine Notwendigkeit die zweitgrößte verstandene Sprache schlechter als die drittgrößte zu behandeln. Das in der Praxis zu verändern ist klassisches Bohren dicker Bretter, weil Sie denen, die Ihre Besitzstände wahren wollen, ein Stück weit auf die Füße treten müssen.
Meine bisherigen Erfahrungen mit der Vielsprachigkeit im Parlament sind unterschiedlich:
Grundsätzlich wird das Vollsprachenregime in allen Plenar-, Ausschuss- und Fraktionssitzungen praktiziert. Die kleineren Sprachen werden allerdings in den Ausschusssitzungen nur dort verdolmetscht, wenn ein Angehöriger dieser Sprache Vollmitglied des Ausschusses ist. Ich denke, das ist sinnvoll, denn wenn ich 22 Parlamentsausschüsse habe, aber nur 5 Abgeordnete aus Malta oder 6 aus Estland, dann können die sich maximal in 5 bzw 6 Ausschüssen aufhalten. Also hat man keine Dolmetscher nur für den Fall, dass jemand mal "eben vorbeischaut" in einem Ausschuss, in dem er selbst nicht Mitglied ist. Das gleiche gilt für die Parlamentsfraktionen, die nicht aus jedem Mitgliedsland Vertreter haben.
Was die Dokumente betrifft, so sollen im Prinzip spätestens zu den Ausschussabstimmungen die Änderungsanträge in allen Sprachen vorliegen. Das funktioniert oftmals nicht und auch die Qualität der Übersetzungen ist stark gesunken, seitdem externe Firmen mehr und mehr beauftragt werden und ersichtlich Personen daran sitzen, die nicht in die Muttersprache übersetzen.
Was die Verdolmetschung bei Terminen außerhalb der Standorte Brüssel und Straßburg innerhalb der EU betrifft, z.B. bei externen Fraktionssitzungen, werden etwa 7-8 Sprachkabinen mitgenommen und dann die Sprachen verdolmetscht, bei denen die meisten Teilnehmer mitgereist sind.

Bei Delegationsreisen außerhalb der EU ist das ganze auch eine Kostenfrage. Beispiel: Wenn eine vierköpfige Delegation mit vier verschiedenen Sprachen z. B. nach Südafrika reist, müssen theoretisch bis zu 8 Dolmetscher mitreisen, weil jeweils einer in die Muttersprache und der andere in die Zielsprache übersetzt und überdies nicht einer einen ganzen Tag ununterbrochen dolmetschen kann.

Die Frage für mich ist dann: Soll ich, weil ich Englisch kann, dem Steuerzahler die Kosten für die Dolmetscher ersparen ? Soll ich das gleiche von dem Franzosen verlangen oder sagen aus Gründen der Gleichbehandlung: wenn der Franzose seine Muttersprache geflüstert bekommt, dann der Deutsche auch ? Am 1. Mai reise ich nach Togo. Da waren ursprünglich zwei Frankophone Kollegen und ich vorgesehen. Weil ich gut französisch kann, habe ich unserem Sekretariat gesagt: Ich spare dem Steuerzahler die Dolmetscherkosten, wir machen das ganze auf französisch. Ich weiß aber genau, wenn es das nächste Mal Richtung anglophone Welt geht, heulen die Franzosen, wenn sie ihren Flüsterer nicht kriegen. Im konkreten Fall hat jetzt eine frankophone Kollegin abgesagt und ein Pole fährt mit. Der kann Deutsch und Englisch, aber kein Französisch. Jetzt werden wohl zwei Englisch-Dolmetscher mitreisen, also niemand, der Polnisch-Französisch übersetzt. 
Letztlich kann man vieles pragmatisch, aber auch prinzipiell sehen. Nur sind Prinzipien sind immer teuer und wenn letztlich nur die Hälfte der Abgeordneten reisen kann, weil die andere Hälfte Dolmetscher sind, ist damit dem politischen Anliegen des EP in der Welt auch nicht unbedingt gedient.

Was das äußere Erscheinungsbild des EP betrifft, gibt es sichtbar praktisch keine deutschen Aufschriften, trotz der o.g. Zahlen und trotz der Tatsache, dass in Straßburg und Brüssel die Mehrheit der Besuchergruppen deutschsprachig ist. Daneben hat sich insbesondere in Straßburg eine französische "Chasse gardée", oder auf Englisch "closed shop"- Mentalität breitgemacht, die praktisch nur französische Ortskräfte einstellt mit der Folge, dass vom Wachpersonal, über die Postverteilung bis hin zu den Bedienungen in den Restaurants bzw an den Kantinenkassen praktisch nur französisch gesprochen wird. Nur wenige Ältere können ein bisschen Elsässerdeutsch, was aber sicher nicht Einstellungsvoraussetzung war. Ansonsten ist eine auch nur tätigkeitsbezogene Kenntnis z.B. der Zahlen auf Deutsch oder Englisch in aller Regel nicht gegeben. Wenn ich persönlich an der Kasse den Test mache und auf den Hinweis: sept euro quatrevingtdix (7,90 Euro) nachfrage wieviel bitte oder "How much is it ? zeigen die Damen nur auf die Kassenanzeige, mit anderen Worten: fast niemand kennt in Straßburg von diesem Personal auch nur die Zahlen in den beiden gängigsten europäischen Sprachen .
Ich bin derzeit dabei mit einem konkreten Forderungskatalog der Verwaltung Beine zu machen. Ich habe nämlich festgestellt, dass bei der Neu-Einstellung von Mitarbeitern aus Bulgarien und Rumänien in der Laufbahngruppe A, d.h. mit Hochschulabschluss, jeweils alle Bulgaren und Rumänen auch Englisch konnten, 67% der Bulgaren konnten Französisch, 11% Deutsch, 88% der Rumänen Französisch, 12% Deutsch.

Skandalös wurde der Vorgang erst durch meine Recherche bei EPSO, dem Amt, das für alle EU-Institutionen die Auswahlwettbewerbe durchführt und dann die Bewerber u.a. dem EP anbietet. Dort stellte sich nämlich heraus, dass etwa gleich viele der erfolgreichen Bewerber die Sprachkombinattion dt.-englisch und frz.-englisch aufwiesen, in einem der beiden war dt.-englisch sogar stärker vertreten. Interessierte Kreise der Parlamentsverwaltung haben also sprachpolitisch vorsortiert, um sicherzustellen, dass die frankophone Dominanz im Vergleich zu Deutsch erhalten bleibt. Deswegen stelle ich die folgenden Forderungen an die Verwaltung:
Bei der Einstellungspraxis im EP muss die neue Sprachverteilung innerhalb der EU             Berücksichtigung finden mit der Konsequenz, dass in den Laufbahngruppen A und B (Hochschul- bzw. Abiturabschluss) sicherzustellen ist, dass die Beschäftigten neben der Muttersprache mindestens zwei EU-Fremdsprachen sprechen. Englisch sollte bei jedem Beschäftigten als Mutter- oder Fremdsprache vorhanden sein. Darüber hinaus ist sicherzustellen, dass in diesen Laufbahngruppen Deutsch und Französisch annähernd gleich als Mutter- oder Fremdsprache vertreten sind. Bei gleicher fachlicher Qualifikation ist Bewerbern mit mehr Fremdsprachenkenntnissen der Vorzug zu geben.

Unterhalb der Laufbahngruppe B ist eine tätigkeitsbezogene Fähigkeit, sich auch auf Englisch ausdrücken zu können, Einstellungserfordernis.

Bei den Tagungshilfskräften, die nur in Straßburg beschäftigt werden, ist aufgrund der Grenzlage unseres Europäischen Parlaments künftig die Hälfte der benötigten Ortskräfte rechtsrheinisch zu rekrutieren. Hierbei haben die linksrheinisch eingestellten Beschäftigten neben französisch auch tätigkeitsbezogene Sprachkenntnisse in Deutsch oder Englisch nachzuweisen, für die rechtsrheinischen Beschäftigten sind entsprechende englische oder französische Kenntnisse erforderlich. Damit wird die Sprechfähigkeit untereinander in einer der drei Sprachen sichergestellt und auch EU-Bürger aus anderen Staaten, die in der Region links oder rechts des Rheins wohnen, als Ortskräfte nicht bei einer Bewerbung benachteiligt.

Bei der Ausschreibung für externe Firmen im Restaurantbereich und der Sicherheitsfirma muss künftig Voraussetzung für den Zuschlag sein, dass sie sicherstellt, dass ihre Beschäftigten neben der Muttersprache eine tätigkeitsbezogene Fremdsprachenkompetenz nachweisen. Entsprechende Verpflichtungen müssen auch für Zeitarbeitsfirmen gelten, die Verwaltung muss Beschäftigte von Firmen beiderseits der Grenze einstellen. Es ist untragbar, dass an den Kantinenkassen fast keine der Kassierinnen auch nur die Zahlen auf Englisch, geschweige denn, in anderen Sprachen kennt. Noch schlimmer sieht es bei der Sicherheitsfirma aus, deren Beschäftigte nicht erst im Notfall Informationen in mehreren Sprachen geben können müssen.

Es ist auch nicht Aufgabe der Abgeordneten, ihrer Mitarbeiter und Besucher gegenüber den Ortskräften und den Mitarbeitern der Fremdfirmen deren fehlende Fremdsprachenkenntnisse durch eigene Anstrengungen zu kompensieren. 

Es ist durch veränderte Arbeitsorganisation sicherzustellen, dass die Verwaltung durchgehend auch in deutscher Sprache „sprechfähig“ ist, insbesondere auch im technischen Service. 

Ich bin gespannt, wie der EP-Präsident, aber letztlich die Verwaltung auf diese Forderungen, die auch noch andere Bereiche betreffen, reagiert.
Letztlich ist das EP aber immer noch die Institution, wo Vielsprachigkeit am ausgeprägtesten praktiziert wird und man es aufgrund des politischen Mandats der Abgeordneten letztlich auch erwarten kann.
Dass wir uns außerhalb offizieller Runden und ohne Verdolmetschung in mehrsprachigen Kreisen in der Regel auf Englisch unterhalten ist auch naheliegend. Und dass für jeden Kollegen mit mehr Fremdsprachenkenntnissen genügend Gelegenheit bleibt, damit andere Kollegen zu beeindrucken, ist auch gewährleistet. 

Was andere Institutionen betrifft, etwa den EuGH, so muss ich sagen, auch um vielleicht den Vertreter dieser Institution zu provozieren, dass ich diese internen Abläufe auf französisch nicht unbedingt für einen Beitrag zur Transparenz halte. Man muss doch in erster Linie im Auge behalten, dass man sich in dieser realen Welt bewegt und nicht in einem isolierten Elfenbeinturm und dass Transparenz vor allem durch Sprache mündlich und schriftlich hergestellt wird und wenn man eben in einer Sprache agiert, die nur die drittgrößte verstandene Sprache der EU ist, dann ist das schon sehr exklusiv, im doppelten Wortsinn.

Ja und im Rat, da muss man sich in den Arbeitsgruppen, in denen nicht übersetzt wird fragen, für wen die Franzosen da französisch reden, außer für sich. Sie erkennen offensichtlich nicht, dass sie ihren eigenen Inhalten damit im Weg stehen, weil die meisten Delegationen das eher erdulden als sich daran zu erfreuen. In diesem provokativen Sinne wünsche ich uns eine angeregte Diskussion.
